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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. begrüßt die jüngsten Initiativen der Kommission und fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Bekämpfung von Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und Steuervermeidung zu 

intensivieren, sich für klarere, transparentere und fairere Steuervorbescheide einzusetzen, 

die aggressive Steuerplanung zu bekämpfen, Doppelbesteuerung und Nichtbesteuerung 

zu verhindern und dem schädlichen Steuerwettbewerb zwischen ihnen ein Ende zu 

bereiten; 

2. fordert ein Wiederaufgreifen des Vorschlags zur Einführung einer gemeinsamen 

konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) und verlangt, dass 

diese vollständig umgesetzt wird, und zwar auf der Grundlage einer umfassenden 

Folgenabschätzungen und unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und zusammen mit 

geeigneten Instrumenten zur Verhinderung ihres Missbrauchs; ist der Auffassung, dass 

die GKKB keine unnötige bürokratische Belastung und Compliance-Kosten verursachen 

und zwischen nationalen Systemen bestehende Schlupflöcher schließen sollte; ist ferner 

der Auffassung, dass die GKKB mit der Einführung einer öffentlichen und 

länderspezifischen Berichterstattung für multinationale Unternehmen einhergehen sollte; 

3. erinnert daran, dass trotz der jüngsten Entwicklungen auf Ratsebene keine signifikanten 

Beschlüsse im Bereich der Unternehmensbesteuerung anstehen und dass die Einführung 

einer GKKB ein wichtiger Schritt hin zu einer weiteren Integration der Europäischen 

Union darstellt; 

4. erkennt den Ansatz der Kommission an, der darin besteht, in einem ersten Schritt eine 

einfache GKB (ohne Konsolidierung) vorzuschlagen und später, sobald erneut eine 

Konsolidierung eingeführt wird, ein Element der grenzüberschreitenden steuerlichen 

Begünstigung hinzuzufügen; weist darauf hin, dass diese Vorgehensweise kein perfekter 

Ersatz für eine Konsolidierung darstellt und dass einige Zeit erforderlich wäre, um dieses 

neue System voll funktionsfähig zu machen; 

5. ist der Auffassung, dass die Steuerpolitik und die Unternehmensbesteuerung ein 

wichtiges Instrument zur Ankurbelung von Innovationen, Wettbewerbsfähigkeit, 

Wachstum, Beschäftigung und Investitionen sein sollten; vertritt die Auffassung, dass die 

Mitgliedstaaten mithilfe einer effizienteren, deutlich weniger Steuervermeidung 

ermöglichenden, transparenteren und gerechteren Besteuerung aller Unternehmen ein 

attraktives, wettbewerbsfähiges und stabiles Unternehmensumfeld fördern müssen, das es 

den Unternehmen, einschließlich KMU, innovativen Unternehmen, 

Familienunternehmen, Selbstständigen und freien Berufen ermöglichen würde, leichter 

grenzübergreifenden Aktivitäten innerhalb der Union nachzugehen, und zwar auch mit 

dem Ziel, mehr Investitionen aus dem Ausland anzulocken; bedauert die aggressive 

Steuerplanung von multinationalen Unternehmen, die gegenüber KMU im Vorteil sind 

und letztere somit in ihrer Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen; verlangt, dass in enger 

Zusammenarbeit mit und unter den Mitgliedstaaten wettbewerbsfähige, einfache und 

besser koordinierte Steuersysteme mit weniger Ausnahmen gefördert und schädliche 

Steuermaßnahmen beseitigt werden; 
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6. ist der festen Überzeugung, dass die Bekämpfung von Steuerbetrug, Steuerhinterziehung 

und Steuervermeidung in einem breiteren Rahmen und im Einklang mit den OECD-

Empfehlungen erfolgen sollte; fordert die Kommission auf, einen Vorschlag zu 

unterbreiten, um auf der Grundlage einer EU-Definition Kriterien für die Bestimmung 

von Steuerparadiesen festzulegen, und diesbezüglich im Namen der EU Steuerabkommen 

mit Drittstaaten auszuhandeln; unterstreicht, dass das Fehlen einer gemeinsamen 

Definition den Binnenmarkt verzerrt und Rechtsunsicherheit verursacht; 

7. hebt hervor, dass Steuern und Dividenden in den Ländern entrichtet werden müssen, in 

denen wirtschaftliche Tätigkeiten ausgeübt werden oder ein Mehrwert geschaffen wird 

und in denen öffentliche Dienstleistungen und Infrastrukturen genutzt werden; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, diese Grundsätze in ihren nationalen Steuergesetzen zu beachten; 

bedauert, dass die übermäßige Komplexität und die Unterschiede zwischen den 

nationalen Steuersystemen für eine aggressive Steuerplanung genutzt werden;  

8. betont in diesem Zusammenhang, dass es eindeutiger, transparenter und kohärenter 

Regeln für die Bilanzierung von Gewinnen und der Wertschöpfung bedarf; 

9. unterstützt den Grundsatz der Transparenz und des automatischen Austauschs von 

Informationen über Steuervorbescheide zwischen Steuerbehörden; weist darauf hin, dass 

dadurch das Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten gestärkt werden kann; ist der 

Auffassung, dass Steuervorbescheide zum Einsatz kommen, um Rechtssicherheit und ein 

unternehmerfreundliches Umfeld für die Steuerzahler sicherzustellen; 

10. hebt hervor, dass die Digitalisierung auch für die nationalen Steuersysteme und 

grenzüberschreitende Tätigkeiten eine Herausforderung darstellt; verweist in diesem 

Zusammenhang auf die Notwendigkeit, die allgemeinen Grundsätze der 

Unternehmensbesteuerung einheitlich anzuwenden; fordert die Kommission auf, eine 

einheitliche Definition der Begriffe „Betriebsstätte“ und „wirtschaftliche Substanz“ in 

Bezug auf digitale Unternehmen zu fördern, damit die in einem bestimmten Gebiet 

erzielten Gewinne besser erfasst und die Steuerbeiträge entsprechend festgesetzt werden 

können; 

11. ist der Auffassung, dass die grundlegenden Unternehmensführungsprinzipien der 

Transparenz und der Rechenschaftspflicht zu einer robusten und stabilen Wirtschaft 

beitragen, indem sie die Volatilität der Märkte verringern und das Vertrauen in 

Unternehmen erhöhen; fordert eine öffentliche landesspezifische Berichterstattung für 

große Unternehmen aller Sektoren, um die Transparenz in Bezug auf ihre Tätigkeiten zu 

erhöhen, insbesondere in Bezug auf erzielte Gewinne, die auf Gewinne gezahlten Steuern 

und die erhaltenen Subventionen; vertritt die Auffassung, dass eine verpflichtende 

Berichterstattung in diesem Bereich ein wichtiges Element der Verantwortung der 

Unternehmen gegenüber den Aktionären und der Gesellschaft darstellt; 

12. ist der Auffassung, dass der Binnenmarkt einen transparenteren, kooperativeren und 

schrittweise harmonisierten Rahmen für die Besteuerung bedarf, um reibungslos zu 

funktionieren; hebt hervor, dass KMU in der EU in der gegenwärtigen Situation 

möglicherweise einem unfairen Wettbewerb gegenüber multinationalen Konzernen 

ausgesetzt sind, die sich eine künstliche Konzernstruktur geben können, um ihre 

Steuerquoten zu verringern; 
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13. ist der Auffassung, dass die Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten berücksichtigt werden 

sollten genauso wie die Vielfalt der wirtschaftlichen, kommerziellen und 

unternehmerischen Sektoren in Bezug auf ihre Auswirkung auf Wachstum und 

Entwicklung sowie auf den sozialen Zusammenhalt in den Mitgliedstaaten und in der EU 

insgesamt; 

14. betont, wie wichtig es ist, das Ziel der Steuertransparenz zu verwirklichen und 

gleichzeitig den Schutz personenbezogener Daten, die Vertraulichkeit von übermittelten 

Informationen und die unternehmerische Freiheit zu gewährleisten; fordert in diesem 

Zusammenhang die Suche nach Lösungen, bei denen das Gleichgewicht zwischen 

Transparenz und Vertraulichkeit gewahrt bleibt; 

15. betont, dass die EU-Initiativen eine unnötige Zunahme der bürokratischen Belastung und 

der Compliance-Kosten vermeiden sollten; vertritt die Auffassung, dass alle Vorschläge 

zu mehr Rechtssicherheit, Transparenz, Einfachheit und Zügigkeit der 

Verwaltungsverfahren führen sollten;  

16. weist darauf hin, dass es trotz der bereits unternommenen Bemühungen immer noch Fälle 

von Doppelbesteuerung gibt, die gelöst werden müssen; regt einfachere, schnellere und 

transparentere Lösungen insbesondere für KMU, Selbstständige und Freiberufler an; regt 

eine vereinfachte Verwendung von Gutschriften an, die sich aus im Ausland gezahlten 

Steuern ergeben; 

17. weist darauf hin, dass die Komplexität von bilateralen und multilateralen 

Steuerabkommen oft zu Schlupflöchern führt, die in Kombination mit inländischen 

Steuerregelungen eine Steuervermeidung ermöglichen; 

18. betont die Notwendigkeit eines automatischen, transparenten, sofortigen und 

umfassenden Austauschs von Informationen, auch über Steuervorbescheide, zwischen 

den zuständigen Steuerbehörden, der in Form eines EU-Zentralregisters erfolgen könnte, 

und fordert einen besseren Informationsaustausch in Steuerfragen zwischen den 

zuständigen Behörden; 

19. ist der Auffassung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit 

Steuerverfahren verstärkt auf elektronische Lösungen zurückgreifen sollten, um die 

bürokratischen Belastungen zu verringern und grenzüberschreitende Verfahren zu 

vereinfachen; 

20. hebt hervor, wie wichtig eine starke Steuerhoheit ist und verlangt, dass das Steuerwesen 

in der nationalen Kompetenz der Mitgliedstaaten bleibt, wie es im Vertrag vorgesehen ist; 

fordert dennoch einen verstärkten Informationsaustausch zwischen den zuständigen 

Behörden in Steuerangelegenheiten; 

21. fordert die Kommission auf, die in der EU bestehenden Sonderwirtschaftszonen zu 

bewerten, die eingerichtet werden, um in begrenzten Gebieten, wie Grenzregionen, 

schwer von der Krise betroffene Regionen oder Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit, das 

Wachstum und den wirtschaftlichen Aufschwung anzukurbeln; fördert in diesem 

Zusammenhang den Austausch von bewährten Verfahren zwischen den Steuerbehörden; 

hebt hervor, dass politische Maßnahmen, die auf Steuervorteile für benachteiligte 

Regionen abzielen, mit den EU-Zielen einer größeren Transparenz im Steuerbereich und 

der Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug vereinbar sein müssen und 

nicht dem bestehenden EU-Rechtsrahmen für Regionalbeihilfen entgegenstehen dürfen;  
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22. verlangt, dass der Zugang zu Informationen über den wirtschaftlichen Eigentümer von in 

der EU niedergelassenen Unternehmen gemäß der Richtlinie (EU) Nr. 2015/849 des 

Europäischen Parlaments und des Rates1 auch Informationen über den globalen 

effektiven Körperschaftsteuersatz von Unternehmen umfasst, wie er sich aus den 

Jahresabschlüssen ergibt, die gemäß der Richtlinie Nr. 2013/34/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates2 erstellt und veröffentlicht werden, und dass der Zugang zu 

diesen Informationen unmittelbar, online, ohne unnötige Formalitäten und in einer von 

den relevanten Behörden leicht verständlichen Sprache sichergestellt wird; 

23. betont, dass die Verwirklichung der Fiskalunion eine Voraussetzung für die langfristige 

Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität in der Union darstellt; 

24. ist der Auffassung, dass Initiativen für eine effektivere Unternehmensbesteuerung 

Vorschläge umfassen sollten, die darauf ausgerichtet sind, die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen für Start-ups zu verbessern, etwa durch Steueranreize, die 

Investoren dazu veranlassen, Kapitalgewinne in kleine Unternehmen in der EU mit 

höherem Risiko zu reinvestieren, oder durch klarere Regeln für die Besteuerung von 

Aktienoptionen; 

25. unterstreicht, dass bis zur vollständigen Umsetzung der GKKB die Arbeiten des 

Sonderausschusses zu Steuervorbescheiden und anderen Maßnahmen ähnlicher Art oder 

Wirkung unterstützt werden müssen, der den Missbrauch von Patentboxen, 

Briefkastenfirmen und anderen Praktiken des „Financial Engineerings“, die zur 

Vermeidung oder Minimierung der Besteuerung bestimmt sind, untersucht, da jede 

Steuervermeidung letztendlich zu einer Zunahme der öffentlichen Verschuldung und/oder 

zu höheren Steuern für KMU und Bürger führt; 

26. fordert die Einführung einer Regel, wonach öffentliche Rechtssubjekte, einschließlich der 

EU, der Mitgliedstaaten und der in ihrem Besitz befindlichen Unternehmen, kein 

öffentliches Geld an Unternehmen auszahlen dürfen, die ihre(n) letztendlichen 

wirtschaftlichen Eigentümer und ihren globalen effektiven Körperschaftsteuersatz nicht 

offengelegt haben und keine länderspezifischen Berichte veröffentlichen; 

27. fordert die Kommission auf, harmonisierte Kriterien vorzuschlagen, sodass die 

Investitionen von Unternehmen in Forschung und Entwicklung von Steuerabgaben 

befreit werden können, damit das EU-Ziel, bis zum Jahr 2020 3 % des BIP für Forschung 

aufzuwenden, verwirklicht werden kann; 

28. fordert die Kommission auf, nicht darauf zu verzichten, von Artikel 116 AEUV Gebrauch 

zu machen, der dem Parlament und dem Rat die erforderliche Rechtsgrundlage zur 

Verfügung stellt, um gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren tätig zu werden 

                                                 
1  Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der 

Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 

2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABl. 

L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 
2  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 

Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 

Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 

Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19). 
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und Maßnahmen gegen Praktiken zu ergreifen, die zu einer Verzerrung des Wettbewerbs 

im Binnenmarkt führen, wie etwa den Steuerwettbewerb, der in Form von 

intransparenten und unfairen Steuervorbescheiden von den Mitgliedstaaten betrieben 

wird; 

29. fordert die Kommission auf, so bald wie möglich einen Gesetzgebungsvorschlag zur 

Einführung einer GKKB vorzulegen, um die Rahmenbedingungen für Unternehmen zu 

verbessern und die Steuervermeidung in der EU zu bekämpfen; 
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